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Wie würde sich nach Ihrer Untersuchung ein 
Mindestlohn in Höhe von sieben Euro fünfzig auf 
Investitionen und damit Konjunktur, Wachstum 
und Beschäftigung auswirken?
Wir haben in unserer Studie vor allem die Auswir-
kungen eines gesetzlichen Mindestlohns auf die 
Beschäftigung untersucht. Dabei sind wir sind zu 
dem Ergebnis gekommen, dass die Beschäftigung 
wohl in der Größenordnung von cirka 200  000 
Beschäftigten sinken würde.
Wen würden die negativen Beschäftigungs-
  effekte besonders stark betreffen?
Der Großteil des Beschäftigungsrückgangs würde 
geringfügig Beschäftigte und gering qualiﬁ  zier-
te Arbeitskräfte betreffen. Insbesondere gering 
qualiﬁ  zierte Frauen sowohl in Westdeutschland 
als auch in den neuen Bundesländern müssten 
damit rechnen, ihren Arbeitsplatz zu verlieren. 
Es würde auch nicht viel nützen, wenn es den Un-
ternehmen gelänge, die höheren Arbeits  kosten 
auf die Preise umzulegen. Denn 
das würde bedeuten, dass die 
Nachfrage bei steigenden Prei-
sen sinkt.
Hat die Regierung in ausrei-
chendem Maß darüber nachge-
dacht, wie man mit der Problemgruppe der ge-
ring Qualiﬁ  zierten umgeht, wie man sie wieder 
stärker an den Arbeitsmarkt heranführt?
Ich habe nicht den Eindruck, dass in Bezug auf 
diese Gruppe große Überlegungen angestellt 
wurden. Sonst hätte man kaum zu der Einschät-
zung gelangen können, dass man die Beschäf-
tigungschancen der gering Qualiﬁ  zierten durch 
die Erhöhung der Kosten ihrer Beschäftigung 
verbessert. Ganz im Gegenteil: Man würde viel 
eher Maßnahmen überlegen, die es für die Un-
ternehmer attraktiver machen, diese Arbeit-
nehmer zu beschäftigen. Ich würde deshalb von 
der Einführung eines Mindestlohns abraten. 
Ich würde vielmehr empfehlen, die Produktivi-
tät der gering Qualiﬁ  zierten zu erhöhen. Das er-
reicht man, indem man stärker in deren Ausbil-
dung investiert. Und zwar so früh wie möglich. 
Wir haben leider das Problem, dass immer mehr 
junge Leute ohne Berufsausbildung auf den Ar-
beitsmarkt treten. Hier 
müssen wir ansetzen, 
statt die Beschäftigung 
der gering Qualiﬁ  zierten 
zu verteuern.
Die Arbeitgeber sind beim Thema Mindestlohn 
sehr zurückhaltend. In ihrer Argumentation 
verweisen sie oft auf die rigiden Arbeits- und 
Kündigungsschutzgesetze in Deutschland. Be-
steht da ein Zusammenhang?
Natürlich. Wenn es einen Mindestlohn gibt, 
müssen die Unternehmen die Kosten des Kündi-
gungsschutzes  stärker tragen als in einer Situa-
tion, die eine Überwälzung der Kosten in gerin-
gere Marktlöhne ermöglicht. Ein Mindestlohn 
würde dies erschweren. Die Folge wäre, dass es 
zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit käme.
Wenn ein gesetzlicher Mindestlohn kein geeig-
netes Umverteilungsinstrument ist, was wäre 
dann die Alternative? Die CDU 
setzt auf Kombilohnmodelle. 
Was halten Sie davon?
Wir haben in Deutschland be-
reits Kombilohnmodelle. Beim 
Arbeitslosengeld II beispielswei-
se gibt es die Möglichkeit des 
Zuverdienstes. Bei einer Vollzeittätigkeit kann 
man bereits zum ALG-II-Satz bis zu 300 Euro 
hinzuverdienen. Man kann also auf diese Weise 
Einkommen erzielen, das deutlich über der Ar-
mutsgrenze liegt. Es gibt zudem andere Formen 
der Subventionierung von Beschäftigung. Insbe-
sondere die Gruppe der geringfügig Beschäftig-
ten wird dadurch unterstützt, dass sie von den 
Sozialbeiträgen freigestellt ist. Insofern wäre 
hier ein Mindestlohn geradezu kontraproduktiv, 
weil er zu einem Beschäftigungsabbau beitragen 
würde. 
Unsere früheren Studien haben gezeigt, dass 
der Mindestlohn sogar dann kein geeignetes 
Instrument zur Armutsbekämpfung wäre, wenn 
gar keine negativen Beschäftigungseffekte 
auftreten. Die Ergebnisse unserer neuen Studie 
legen nun eine noch pessimistischere Einschät-
zung der Erfolgsaussichten eines Mindestlohns 
als Mittel zur Armutsbekämpfung nahe.
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